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ARD 6730 
75. Jahrgang, 8. Jänner 2021 

IN ALLER KÜRZE 2 

THEMA - ARBEITS-, SOZIAL- UND STEUERRECHT 
Manfred Lindmayr: Wichtige Änderungen ab 2021 im Arbeits-, Sozial- und Steuerrecht 3 

··---------- ---------------- 
Mit Beginn eines neuen Kalenderjahres treten gewöhnlich zahlreiche Gesetzesänderungen in Kraft, die für Dienstgeber, 
Personalverantwortliche, Personalverrechner und Vertreter rechtsberatender Berufe relevant sind. Der Beitrag von Mag. Manfred 
Lindmayr gibt einen kompakten Überblick über die wichtigsten Änderungen im Arbeits-, Sozial- und Steuerrecht, die am 1. 1. 2021 
bzw im Lauf des Jahres 2021 in Kraft treten. 

RECHTSPRECHUNG 

»STEUERRECHT 
Abfertigungszahlungen aus Sozialplänen sind Betriebsausgaben 8 

----·-------- ----- ·------------· 

NEUE VORSCHRIFTEN 

»ARBEITSRECHT 
Freistellung von Schwangeren während oer COVID-19-Krise - BGBI 

Rechtsanspruch auf Sonderbetreuungszeit und Verschiebung der neuen Kündigungsfristen für Arbeiter - BGBI 
------------·- --- 

11 

12 
---- -- --- ------ -- 

Herabsetzung des aktiven Wahlalters zum Betriebsrat- BGBI 13 
---•--- ----- - -------- -- 
Wirtschaftstreuhänder, Bilanzbuchhalter: Verlängerung von COVID-19-Maßnahmen - BGBI 14 

Budgetbegleitgesetz 2021: Bereiche Arbeit und Soziales - BGBI 14 

»SOZIALVERSICHERUNGSRECHT 
2. Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 2020 - BGBI 

Änderung des KBGG - BGBI 

Änderungen im AIVG - BGBI 
--- ------ -·--- ------------ 

16 

18 

18 
---------·---------- 

»LOHNPFÄNDUNG 
Lohnpfändung- unpfändbare Freibeträge ab 1.1.2021 19 

---------- 
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ARD 6731 
75. Jahrgang, 14. Jänner 2021 

IN ALLER KÜRZE 2 

THEMA - ARBEITSRECHT 
Stephanie Bloch: Personalabbau: Ein Leitfaden für die Praxis 
-------------~---- ------ -.- 

3 
------ -- ----------• 

„Wir müssen Personal abbauen!" Ein Satz, der nicht nur viele Mitarbeiter in Angst und Schrecken versetzt, sondern auch den 
einen oder anderen Personalverantwortlichen. Dabei kann die Umsetzung durch gute Vorbereitung und Planung effizient 
und weitestgehend konfliktfrei gestaltet werden, wobei die Schwerpunkte je nach Betrieb und Situation, in der sich dieser 
befindet, unterschiedlich liegen können. Dr. Stephanie Bloch gibt in ihrem Fachbeitrag eine Übersicht über die wesentlichen 
Aspekte und potenziellen Stolpersteine, die es im Zusammenhang mit einer großen Reduktion der Mitarbeiterzahl zu beachten 
gilt, inklusive vielen Tipps für die Praxis. 

RECHTSPRECHUNG 

» ARBEITSRECHT 
Raumpflegerin für Ordination und privaten Haushalt: Anwendung des MLT für im Haushalt Beschäftigte 

------ ----·-·------- - -----·--·------ ----- 
9 

Pauschalierungsvereinbarung für Zulagen 11 
-------- -------·-•. ---- --·------·-------------- ------ 

Anspruchsgrundlage für Leistungsprämie 11 

Entgeltanspruch für bereits erfolgte Dienste trotz Straftat im Dienst 
-------- ---------- ------ --- 

12 

» SOZIALVERSICHERUNGSRECHT 
Wochengeld: Beginn des vorzeitigen Mutterschutzes bei unklarer ärztlicher Gefährdungsbestätigung 12 

- ------ ------- -------- - ----------------- 

NEUE VORSCHRIFTEN 

»STEUERRECHT 
Ökologisierung des Steuerrechts - BGBI 
-- --------· 
COVID-19-Steuermaßnahmengesetz - BGBI 

-------- ------------------------------ 

14 

15 
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ARD 6732 
75. Jahrgang, 21. Jänner 2021 

INHALTSVERZEICHNIS 

IN ALLER KÜRZE 

THEMA - ARBEITSRECHT 
Monika Sturm: Grenzen des Anspruchs auf Festlegung der Arbeitszeit im Rahmen einer Elternteilzeit 

Die Vereinbarung von Beruf und Familie stellt für viele Eltern eine große Herausforderung dar. Der Gesetzgeber hat daher 
die Möglichkeit der Elternteilzeit bzw Änderung der Lage der Arbeitszeit geschaffen. Eltern können unter bestimmten 
Voraussetzungen ihre Arbeitszeit herabsetzen und/oder die Lage ihrer Arbeitszeit so verschieben, dass sie mit der Kinder­ 
betreuung besser vereinbar ist. Doch sind dabei einige formale und inhaltliche Voraussetzungen zu beachten. Mag. Monika 
Sturm gibt in ihrem Beitrag einen Überblick über die Grenzen des Anspruchs auf Festlegung der Arbeitszeit im Rahmen einer 
Elternteilzeit. 

3 

RECHTSPRECHUNG 

» ARBEITSRECHT 
KV-Handelsangestellte: Überstundenzuschlag bei Teilzeitbeschäftigten mit 4-Tage-Woche 

Anspruch auf angemessenes Entgelt einer Aufsichtsperson für Internatsschüler 

Entzug des privat nutzbaren Dienstwagens - Berechnung der Geldablöse 

Zuweisung von weniger Arbeitsstunden als vereinbart: Abzug von Minusstunden unzulässig 

6 

7 

8 

9 
----- ----~·- ----- 

»SOZIALVERSICHERUNGSRECHT 
Dienstnehmereigenschaft von Taxilenkern 10 
--- ---------- .------- --------·-·-------- -- --------- ---- --- -------- ---- ---·-·--------- - --------~----- 
Verwaltungsstrafverfahren wegen Meldepflichtverletzung- keine Bindung an Freispruch im Strafverfahren 11 

Beschäftigung ohne SV-Meldung- keine außerordentliche Herabsetzung der Strafe möglich 12 

»STEUERRECHT 
BFG: Familienbonus Plus für Kinder im EU- oder EWR-Ausland 

Luxus-Dienstwagen - Kostenbeiträge für Privatnutzung vor dem 1.11.2019 
----- -- --------·- --- 

12 

13 
--·----------- --- -------------·---- 

NEUE VORSCHRIFTEN 

» ARBEITSRECHT 
Änderung des NAG- BGBI 

----- ------- ---------------------- 
Fachkräfteverordnung 2021- BGBI 

15 
------~~-----------~--------------· 

15 
- - ···----------------------------------- 
Änderung des BUAG ua - Ministerialentwurf 

---------- -- 
17 

----------·· --- ------------------------------------------ 

»STEUERRECHT 

~~~ID-l~~~ör~erunge_~-~~ bei steuerlichem Wohlverhalten - BGBI -------------------------------·------ 1_9 
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ARD 6733 
75. Jahrgang, 28. Jänner 2021 

INHALTSVERZEICHNIS 

IN ALLER KÜRZE 2 

THEMA - ARBEITSRECHT 
Andreas Gerhartl: Absolvierung von Ausbildungsmaßnahmen in der COVID-19-Krise 

---- 
Der Bezug finanzieller Leistungen ist bisweilen an die Absolvierung von Ausbildungsmaßnahmen geknüpft. Dies betrifft 
sowohl Arbeitslose als auch Arbeitnehmer. Die Rahmenbedingungen, unter denen Ausbildungen durchgeführt werden 
können, haben sich aber durch COVID-19 geändert, worauf der Gesetzgeber durch unterschiedliche Maßnahmen reagiert 
hat. Der aktuelle Beitrag von Dr. Andreas Gerhartl gibt einen kompakten Überblick über die Entwicklungen und Tendenzen in 
diesem Bereich. 

3 

RECHTSPRECHUNG 

»ARBEITSRECHT 
Anfechtung der Betriebsratswahl wegen Verfahrensfehlern 

Rechte der Betriebsräte im Universitätsrat 

7 

9 
--------------- ---------------------------- 

9 Wirksamer Verzicht auf Sozialplanzahlung bei einvernehmlicher Auflösung 

Verschlechternde Versetzung im Krankenanstaltenverbund 

Betriebsübergang: Übernahme von Erhebungsreferenten der Abteilung Betrugserhebung 
10 

--------- ------- 
10 

--------- 

NEUE VORSCHRIFTEN 

» ARBEITSRECHT 
COVID-19-Tests für das Betreten von Betriebsstätten - BGB! 

---------- 
Generalkollektivvertrag zu COVID-19-Tests und Maskenpflicht 

12 

13 

AUS DEN BEHÖRDEN 15 

» FINANZMINISTERIUM 
LStR-Wartungserlass 2020 15 

NEUERSCHEINUNGEN 20 
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ARD 6734 
75. Jahrgang, 4. Februar 2021 

IN ALLER KÜRZE 

THEMA - ARBEITSRECHT 
Wolfram Hitz: Home-Office: Was wird die Neuregelung 2021 bringen? 3 

-----------------~------ 
Die Bundesregierung hat am 27. 1. 2021 ein „Maßnahmenpaket 2021" zum Thema Horne-Office präsentiert. Dabei 
wurden jene geplanten gesetzlichen Regelungen vorgestellt, die zuvor von den Sozialpartnern und der Bundesregierung 
verhandelt wurden. Auf Basis dieses Ministerratsvortrages stellt Mag. Wolfram Hitz die wesentlichen Eckpunkte dar. 

RECHTSPRECHUNG 

» ARBEITSRECHT 
Ungerechtfertigte Entlassung nach Einberufung einer Betriebsversammlung 

------ ---- --------------------- ---------------- --·-- ---- --------- 
Entlassung eines Finanzdirektors wegen Übermittlung falscher MPS-Berichte an die Konzernmutter 7 

--- ---- -- ----- --- ---· --- ---- - -- ------------ ------ 
Duldung untergriffiger Äußerungen gegen Geschäftführer in Chat-Gruppe - Vertrauensunwürdigkeit 8 

6 

Herunterladen von Kundendaten auf das Privathandy- Entlassung 

Entlassung einer Personalverrechnerin wegen Vertrauensunwürdigeit - - --- -- ---- ----- --------------- 
Entlassung wegen häufigen Zuspätkommens und wahrheitswidriger Arbeitszeitaufzeichnungen 

9 

9 

10 

Entlassung wegen Missachtung von Weisungen und Verweigerung von Kontrollmaßnahmen 
------------------~ -- ---- ------------ 

Entlassung einer Kinderbetreuerin wegen Verletzung der Aufsichtspflicht und mangelnder Fürsorge 

Entlassung wegen Weigerung des Antritts einer Dienstreise in den Sudan 

11 

11 

12 

» SOZIALVERSICHERUNGSRECHT 
Einvernehmliche Auflösung des DV während Bildungskarenz - Widerruf des Weiterbildungsgeldes 

------- 
Arbeitslosengeld: Meldepflicht bei Ausweitung der Arbeitszeit 

Mangelnde Verfügbarkeit am Arbeitsmarkt durch selbstständige Tätigkeit 

Beschwerde gegen Einstellung der Notstandshilfe -Ausschluss der aufschiebenden Wirkung 

Zulässige Verlängerung der Sperre des Arbeitslosengeldes in der Beschwerdevorentscheidung 

13 

13 

14 

14 
- -------------------~-- 

15 
--------------------~ -------- 

» STEUERRECHT 
BFG: Prozesskosten für Amtshaftungsklage keine Werbungskosten 

-------- --- ------------ 
BFG_: Abfluss bei Kreditkartenzahlung 

----------- --- ---- ----------------- ----- 

15 

16 

NEUE VORSCHRIFTEN 

» SOZIALVERSICHERUNGSRECHT 
Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 2020 - BGBI 18 

------ ----------- 

AUS DEN BEHÖRDEN 

» FINANZMINISTERIUM 
Konsultationsvereinbarung zum DBA-Deutschland iZm der COVID-19-Pandemie - zweite Erweiterung 

----- ------------- - 
19 
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ARD 6735 
75.Jahrgang,11.Februar2021 

INHALTSVERZEICHNIS 
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IN ALLER KÜRZE 2 

THEMA - ARBEITSRECHT 
Florian Dauser/Severin Plattner: Umgang mit dem betrieblichen E-Mail-Account ausgeschiedener Mitarbeiter 3 

Nahezu jeder Mitarbeiter hat heutzutage einen eigens für ihn eingerichteten, personalisierten betrieblichen E-Mail-Account mit einer 
personalisierten E-Mail-Adresse. Nach dem Ausscheiden des Mitarbeiters stellt sich die Frage, wie mit dem verbleibenden E-Mail­ 
Account des Mitarbeiters verfahren werden soll. Muss der Arbeitgeber den Account unverzüglich löschen oder muss der Account noch 
über eine bestimmte Zeit „offen" gehalten werden? Darf der Arbeitgeber außerdem in das Postfach des Mitarbeiters Einsicht nehmen 
bzw was ist bei der Einsichtnahme zu beachten? Diese und weitere Fragen werden von Florian Dauser, LL.M. und Mag. Severin Plattner 
praxisnah erörtert. 

RECHTSPRECHUNG 

» ARBEITSRECHT 
Vorabentscheidungsersuchen zur Verjährungsfrist bei Unterentlohnung 
-----------~·--- ---------- ----------•----------- ----------- ~~---·---------------·-- -- -- -- ----- --------- -- 
VfGH: Längere Verjährungsfristen für Fälle der Unterentlohnung nicht verfassungswidrig 

--------- ---- -· ------ -------- --~- . ----- ---- -·- ----- ------- ·--------- - ······- --·-·------- -- ------- ------ -- ---- ------- - --- ~- 
Aufzählung der fehlenden Lohnunterlagen: taugliche Verfolgungshandlung 

-------------~------ -- ·-· ~---------- --- 
Beurteilung von Arbeitskräfteüberlassung bei reinen Inlandssachverhalten: Keine Änderung der bisherigen Rechtsprechung 

Abfallentsorgung für ein Großkrankenhaus - Werkvertrag 

7 

8 

9 

10 

14 

Arbeitskräfteüberlassung in der Justiz: LeiharbeitsRL nicht anwendbar 15 
---------------- --~-----~ ---------------- -----·- ---~ - --~---------- -- --------- - -- ···-- ---- - --•---- -----~ --- --- -~ - -- -- -- ----· ------- -- --~ --· - -~- ---------~---- 
Ausfallsbü rgenhaftu ng nach dem AÜG 16 

BUAG-Zuschlagspflicht für ausländischen Entsender 17 

»STEUERRECHT 
BFG: Nahrungsergänzungsmittel als außergewöhnliche Belastung 

Besteuerung von Prämien für Diensterfindungen 
~- -·-~-~---~-------- ·----·---~----------·~----~~-- ---- 
BFG: Rechtsanwaltskosten als Werbungskosten 

17 

18 

19 
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ARD 6736 
75. Jahrgang, 18. Februar 2021 

IN ALLER KÜRZE 2 

THEMA - PERSONALVERRECHNUNG 
Erika Marek: Beginn der Altersteilzeit zum Zeitpunkt einer Gehaltserhöhung 3 

Beginnt die Altersteilzeit zum Zeitpunkt einer Gehaltserhöhung, werden an die Personalverrechner hohe Anforderungen 
gestellt. Eine klare gesetzliche Regelung fehlt. Der Praktiker muss aber zu einer Lösung kommen, wie immer diese aussieht. Die 
Lösung soll der Absicht des Gesetzgebers entsprechen und nicht im Widerspruch zu bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
stehen. Der aktuelle Fachbeitrag von Dr. Erika Marek soll den Personalverrechnern helfen, zu einer akzeptablen Lösung zu 
kommen. 

VORLAGEN UND TEXTMUSTER 
Birgit Kronberger/Rainer Kraft: Information an Handelsangestellte zum neuen Gehaltssystem 5 

RECHTSPRECHUNG 

»ARBEITSRECHT 
Keine Erlassung der Behaltepflicht ausgelernter Lehrlinge nach Antritt der Behaltezeit 7 

Handel mit Brillen und Optiker-Tätigkeit: Welcher KV gelangt zur Anwendung? 9 

MLT private Bildungseinrichtungen gilt nicht für das l.ycee Francais 10 

Ausländisches Bachelor-Studium: Anrechnung für die Gehaltseinstufung 10 

Einstufung nach der Dienstordnung von Assistenten an einer Fachhochschule 12 

KV-Allgemeines Gewerbe: Einstufung bei vorübergehender Betrauung mit einer höherwertigen Aufgabe 13 
------------- 

Wirksamkeit kollektivvertraglicher Verfallsfristen auch bei grober Fahrlässigkeit 13 

KV-Maler-, Lackierer- und Schilderherstellergewerbe: Probezeit bedarf ausdrücklicher Vereinbarung 14 

»SOZIALVERSICHERUNGSRECHT 
Fehlende Möglichkeit des Gerichts zum Verzicht auf Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen ist verfassungswidrig 15 

Irrtum über Notwendigkeit einer Selbstversicherung- kein Anpruch auf Rückforderung der Beiträge 16 

Beitragsgrundlage für Studenten bei einer Selbstversicherung in der Krankenversicherung 17 

»STEUERRECHT 
BFG: Freiwillige Abfertigung- Nachweis der Vordienstzeiten für begünstigte Besteuerung 

BFG: Dienstwohnung eines pensionierten Beamten - Bewertung des Sachbezuges 

18 

19 
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ARD 6737 
75. Jahrgang, 25. Februar 2021 

IS 

IN ALLER KÜRZE 2 

THEMA - ARBEITSRECHT 
Bettina Sahara: Entlassung wegen grober Ehrenbeleidigung - Judikaturübersicht 

Kommt es zwischen Arbeitskollegen bzw zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu groben Beleidigungen und 
Beschimpfungen, stellt sich die Frage, ob dieses gravierende Fehlverhalten eine Entlassung des beleidigenden Arbeitnehmers 
rechtfertigt. In ihrem aktuellen Beitrag erläutert Mag. Bettina Sabara zunächst kurz die Tatbestandsvoraussetzungen 
des Entlassungsgrundes der groben Ehrenbeleidigung bzw erheblichen Ehrverletzung und gibt anschließend in einer 
Judikaturübersicht einen Überblick, in welchen Fällen die Gerichte die Entlassung als berechtigt angesehen haben bzw wann 
das Verhalten des Arbeitnehmers noch nicht als Entlassungsgrund qualifiziert wurde. 

3 

RECHTSPRECHUNG 

» ARBEITSRECHT 
Anrechnung eines begünstigten Behinderten in Bildungskarenz auf die Pflichtzahl 8 

----·--- - --------- 
BEinstG: Verfahren auf Zustimmung zur Kündigung trotz Kündigungsverzicht? 10 

Rehabilitationsgeldbezug steht Zustimmung zur Kündigung eines begünstigten Behinderten nicht entgegen 10 
--- ----------- 

»SOZIALVERSICHERUNG 
Vorzeitiger Mutterschutz - mündliche Gefährdungsbestätigung des Arztes nicht ausreichend 11 

»STEUERRECHT 
Nicht einzeln abgerechnete Pauschalvergütung für Dienstreisen - keine Steuerfreiheit 12 

NEUE VORSCHRIFTEN 

»ARBEITS-, SV- UND STEUERRECHT 
Homeoffice-Gesetz - Ministerialentwurf 14 
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FACHZEITSCHRIFT DER 
ÖSTERREICHISCHEN 
SOZIALVERSICHERUNG 

Liebe Leserinnen, liebe Leser! 

Die letzte Ausgabe der „sozialen Sicherheit" 
im Jahr 2020 befasst sich mit dem Themen­ 
gebiet der „Sozialbetrugsbekämpfung". Die 
Sozialversicherung ist bestrebt, mögliche 
Schäden für die Versichertengemeinschaft 
durch verschiedene Maßnahmen und Initiati­ 
ven abzuwenden. · 
Markus Taibl (ÖGK) beschreibt in seinem 
Artikel sehr ausführlich die Auswirkungen 

und Erscheinungsformen von Sozialbetrug und welche. Maßnah­ 
men die ÖGK setzt, um Sozialbetrug zu bekämpfen und damit die 
Versicherten zu schützen. 
Mag. Ingeborg Beck (PVA) beschäftigt sich in ihrem Beitrag mit 
verschiedenen Aspekten des Leistungsbetrugs in der Sozialver­ 
sicherung. Anhand von drei Beispielen aus der Praxis zeigt sie 
detailliert, welche finanziellen Schäden entstehen können. 
Einen Überblick über die Maßnahmen auf europäischer Ebene 
geben MMag. Claudia Schar! und Mag. Alexandra Brunner {beide 
Dachverband). Eine davon ist die vor kurzem erfolgte Einrichtung 
einer Europäischen Arbeitsbehörde, die sich unter anderem auch 
der Bekämpfung der Schwarzarbeit und des Sozialbetrugs wid- · 
men soll. 
Der letzte Beitrag stammt von Mag. Georg Süß (SVS), der in 
seinem Artikel ausgehend von einem kürzlich in der SVS aufge­ 
tretenen Fall von Sozialbetrug auf die Besonderheiten des GSVG 
eingeht und die rechtlichen Rahmenbedingungen erläutert. 
Ich bedanke mich sehr herzlich bei allen Mitwirkenden dieser Aus­ 
gabe für die aufschlussreichen Beiträge und die hervorragende 
Zusammenarbeit! 
Weiters darf ich Sie noch einmal an die Änderungen betreffend die 
,,Soziale Sicherheit" im nächsten Jahr erinnern. Nähere Informa­ 
tionen dazu finden Sie auch im Internet unter: 
https: //www. sozia/versicheru ng. at/ sosi 

Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, wünsche ich schöne und er­ 
holsame Feiertage und alles Gute - vor allem aber Gesundheit - 
für das neue Jahr 2021 ! 

Ich würde mich sehr freuen, Sie auch im nächsten Jahr wieder 
als Leserinnen und Leser der „Sozialen Sicherheit" begrüßen zu 
dürfen. 
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➔ Editorial . 
Von Karl-Heinz Danz/ 

Beitrag 
➔ Bemerkenswerte schadenersatzrechtliche Entscheidungen des OGH aus dem 
Jahr 2020 , , 75 
Wie bereits seit 2003 wird wiederum die schadenersatzrechtliche Judikatur sämtlicher zivilrechtlicher Senate 
des OGH aus dem Jahr 2020 nach 51 Sachgruppen und innerhalb dieser chronologisch vorgestellt. Es 
handelt sich um insgesamt 206 (samt den fünf zusätzlichen im Editorial sogar 211) Judikate, die hiermit 
- zahlreiche sogar erstmals - zur Veröffentlichung gelangen. Die Gruppen Amtshaftung (Abschn A), Eh­ 
renbeleidigung / Persönlichkeitsverletzung / Medienrecht (Abschn M) sowie Schmerzengeld (Abschn FF) 
waren dabei im Vorjahr die Spitzenreiter. 
Von Karl-Heinz Danz/ 

Judikaturübersicht Verwaltung 
➔ StVO . 
52: VfGH 21.9.2020, V77/2019 
Verlust des Verordnungsakts, Prüfung der Gesetzeskonformität der Erlassung nicht möglich 

53: VfGH 7. 10. 2020, V336/2020 (V336/2020- 7) . 
Verkehrszeichenaufstellung, Abweichung von 13 m ist zu viel 

54: VwGH 2. 12. 2020, Ra 2019/02/0132 .. , . . . . . , . . . . . . 
Geschwindigkeitstrichter durch Verkehrszeichen, Aktenvermerk ist erforderlich 

55: VwGH 21. 10. 2020, Ra 2020/11 /0186 . 
Lenken eines Kfz, keine .Jmmunität" für Honorarkonsul 

➔ FSG . 
56: VwGH 5. 11. 2020, Ra 2020/11 /0146 
Ministerielle Leitlinien sind keine V 

➔ KFG , . 
57: VwGH 13. 10. 2020, Ra 2020/02/0063 
Laserblocker, nur tatsächlich in Betrieb nehmbare Geräte sind tatbestandsmäßig 

Standards 
➔ Buchbesprechung. 
➔ Impressum . 
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